
Abkommen über die gemeinsame Einrichtung einer 

Ethikkommission für Präimplantationsdiagnostik (PID) bei der 

Ärztekammer Hamburg

Sehr geehrte/r...

im Landtag wird in den nächsten Wochen über den Gesetzentwurf zum 

Abkommen über die gemeinsame Einrichtung einer Ethikkommission für 

Präimplantationsdiagnostik (PID) bei der Ärztekammer Hamburg abgestimmt.

Wir fordern Sie auf, dem Entwurf in der vorliegenden Form nicht 

zuzustimmen. Als unabhängige zivilgesellschaftliche Organisation, die die 

Entwicklungen der Reproduktionsmedizin seit vielen Jahren beobachtet und 

kritisch begleitet, begrüßen wir zwar prinzipiell das Vorhaben der 

Landesregierungen Bremen, Brandenburg, Hamburg, Niedersachsen, 

Schleswig-Holstein und Mecklenburg-Vorpommern, eine gemeinsame 

Ethikkommission für die Begutachtung von Anträgen zur PID zu betreiben, da 

unter den gegebenen rechtlichen Voraussetzungen (insbesondere der PID-

Rechtsverordnung PIDV) so noch am ehesten der Ausweitung des selektiven 

- und nach wie vor gesetzlich verbotenen - Verfahrens begegnet werden kann.
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Nicht hinnehmbar ist aber, dass die Arbeit der Kommission größtenteils 

im Verborgenen stattfinden soll: Laut § 5 beschränken sich die 

Berichtspflichten der geplanten gemeinsamen Ethikkommission auf 

behördliche Adressaten, für die Öffentlichkeit ist der jährlich zu erstellende 

Tätigkeitsbericht nicht zugänglich. Auch der mindestens einmal im Jahr 

vorgesehene Informationsaustausch zwischen den beteiligten Ländern über 

die Entwicklung der PID sieht eine Beteiligung der Öffentlichkeit nicht vor. 

Dass der Ausschluss der Zivilgesellschaft kein Versehen, sondern 

beabsichtigt ist, wurde uns von der zuständigen Hamburger Behörde für 

Gesundheit und Verbraucherschutz schriftlich bestätigt. 

Stimmen Sie einer solchen Intransparenz der Entscheidungen über das 

selektive und deshalb berechtigterweise gesellschaftlich umstrittene 

Verfahren der Präimplantationsdiagnostik nicht zu! 

Wir fordern die ...-Fraktion auf, gegebenenfalls einen entsprechenden 

Änderungsantrag zu stellen. Stimmen Sie dem Entwurf erst dann zu, wenn er 

gewährleistet, dass sowohl die jährlichen Berichte zur Anwendungspraxis der 

PID wie auch der Austausch zwischen den beteiligten Ländern über die 

Entwicklung des Verfahrens für Zivilgesellschaft und Öffentlichkeit zugänglich 

sind! 

Mit freundlichen Grüßen,

Gen-ethisches Netzwerk e.V.


